
450 Neue Justiz 11/86

Tätigkeit mit neuen Initiativen in dieser Richtung voranzu­
bringen.

Der XI. Parteitag hat der Kommunalpolitik bei der Ver­
wirklichung des Kurses der Hauptaufgabe einen hohen Rang 
zugewiesen. Genosse E. H o n e c k e r  hat dabei auch die 
Funktion des Gesetzes über die örtlichen Volksvertretungen 
für die Förderung des volkswirtschaftlichen Leistungszuwach­
ses und die Sicherung des Bürgerwohls hervorgehoben.3 Die 
VdJ hat in den letzten Jahren eine bemerkenswerte Entwick­
lung ihrer Tätigkeit zur Unterstützung der Rechtsarbeit und 
zur Förderung der Rechtskultur der örtlichen Organe genom­
men. Die qualifizierte Fortsetzung dieser Arbeit erfordert es, 
weitere Fachgruppen zy bilden, und ermöglicht weitere Wir­
kungsgruppen der VdJ auch bei den Räten und anderen Or­
ganen.

Zur Rechtspropaganda und Rechtserziehung

Auf dem XI. Parteitag wurde mit der Begründung der neuen 
Etappe der ökonomischen Strategie zugleich deutlich gemacht, 
daß der wissenschaftlich-technische Fortschritt die Entfaltung 
aller schöpferischen Fähigkeiten des Menschen verlangt. Des­
halb nehmen die Fragen der Bildung und Erziehung, die Zu­
nahme des geistigen Reichtums der Gesellschaft und des ein­
zelnen wie die Entwicklung der sozialistischen Lebensweise 
einen so hohen Rang ein.

In der rechtspropagandistischen Tätigkeit ist zu beachten, 
daß wir eine gebildete sozialistische Öffentlichkeit haben, die 
gut informiert sein will, hohe Ansprüche an das Auftreten 
der Referenten stellt und einen lebhaften Dialog führen 
möchte. Für die VdJ liegt hier ein nützliches und unverzicht­
bares Betätigungsfeld, das die weitere Erhöhung der Qualität 
der rechtspropagandistischen Tätigkeit der Juristen verlangt.

Es bedarf der Förderung eines regen Gedankenaustauschs, 
z. B. wie die humanistischen Werte unseres Rechts den ver­
schiedenen Kollektiven und Interessengruppen am besten 
nahegebracht werden können, wie die Errungenschaften der 
sozialistischen Rechtsordnung am wirkungsvollsten darge­
stellt, wie in Gegenüberstellung zur kapitalistischen Welt 
überzeugend das Klassenwesen des Rechts demonstriert wer­
den kann, wie die Einheit von Rechten und Pflichten erläu­
tert wird, um dazu beizutragen, sozialistische Überzeugungen, 
Wertvorstellungen und persönliche Ideale zu fördern. Die 
Orientierung auf die Arbeitskollektive bleibt für die Rechts­
propaganda die Hauptrichtung, und auch die Arbeit mit der 
Jugend muß ein Hauptfeld der rechtserzieherischen Tätigkeit 
sein.

Mit der Ausrichtung auf zentrale und territoriale Schwer­
punkte der rechtspropagändistischen Tätigkeit wurden gute 
Erfahrungen gemacht. Ebenso ist wichtig, daß die Fragen des 
Alltags, die alle Rechtszweige und -bereiche berühren und 
ihr Gewicht für soziale und Rechtssicherheit haben, -ständig 
beantwortet werden. Dabei ist insgesamt die Zusammenar­
beit mit der URANIA von größter Bedeutung. Es wird der 
rechtspropagandistischen Tätigkeit gut tun, die Ergebnisse des 
URANIA-Kongresses vom Juni dieses Jahres, vor allem die 
qualifizierten und interessanten Hinweise für eine wirkungs­
volle populärwissenschaftliche Arbeit, in allen VdJ-Gruppen 
auszuwerten.

Zur Bildungsarbeit der VdJ

Hohe Anforderungen sind an die Juristen durch die Kriterien 
des Berufsethos gestellt, die Genosse E. Honecker für Funk­
tionäre der Arbeiter-und-Bauern-Macht aufgezeigt hat.4 Diese 
berufsethische Haltung ist verbunden mit der Bereitschaft zu 
ständigem Weiterlernen, mit dem Bedürfnis nach breit ge­
fächerter geistig-kultureller Betätigung, nach gesellschaftli­
cher Aktivität und Geselligkeit. Hier wird sichtbar, daß die 
Berufsorganisation der Juristen einen bedeutenden Beitrag 
zur Persönlichkeitsentwicklung der Juristen und zur Berei­
cherung ihres wissenschaftlichen und kulturellen Lebens zu 
leisten hat. Dazu besonders geeignet sind Foren, die mit der 
Vertiefung des juristischen Wissens zugleich das interdiszipli­
näre Denken fördern, die die .Verbindungen von Natur- und 
Gesellschaftswissenschaften erläutern und das Verständnis 
für die Probleme der wissenschaftlich-technischen Revolution 
wecken.

Die VdJ fördert alle Seiten der Bildung und des kulturell­
geistigen Lebens der Juristen. Es ist erforderlich, unter Mit­
wirkung unserer Veteranen die progressiven Traditionen der 
demokratischen Juristen zu erschließen, die vielen Kämpfer 
für das Recht im Dienst des Volkes, die es in jedem Bezirk 
gab und gibt, nicht in Vergessenheit geraten zu lassen und 
aus der Geschichte unserer Rechtsentwicklung für unsere

Die Vereinigung sowjetischer Juristen richtete von ihrem 
Delegiertenkongreß am. 9. Juli 1986 einen Appell an die 
Juristen aller Länder, in dem sie zur verstärkten Aktion 
für die Sicherung des Friedens aufruft. Die Tagung des 
Zentralvorstandes der VdJ am 5. September 1986 richtete 
an das Präsidium der Vereinigung Sowjetischer Juristen 
einen zustimmenden Antwortbrief, in dem es u. a. heißt: 
Unsere einmütige Zustimmung zu Ihrem Aufruf ist getragen 
von der Entschlossenheit der Juristen der DDR, den Friedens­
auftrag des XI. Parteitages der SED mit ganzer Kraft zu unter­
stützen. Wir werden aktiv dazu beitragen, das gemeinsame 
Handeln aller Kräfte des Friedens, der Vernunft und des Rea­
lismus voranzubringen, um effektive Schritte der Rüstungsbe­
grenzung und Abrüstung, zur Verhinderung eines Kernwaffen­
krieges zu erreichen.

Wir werden alle Möglichkeiten unseres internationalen 
Wirkens nutzen, um den Friedens- und Abrüstungsvorschlägen 
der Sowjetunion und der sozialistischen Gemeinschaft zum 
Durchbruch zu verhelfen und zu einer radikalen Gesundung 
der internationalen Lage, iur Gewährleistung der Sicherheit 
der Völker beizutragen.

Den Juristen in aller Welt ihre Mitverantwortung für eine 
sichere Zukunft der Menschheit bewußt zu machen und sie, 
ungeachtet ihrer politischen, ideologischen und religiösen Bin­
dungen, zum Dialog und zur Tat für den Frieden in der welt­
weiten Front der Friedenskräfte zusammenzuführen ist eine 
Aufgabe, der die Juristen der DDR unermüdlich ihre Anstren­
gungen widmen werden.

Mit Entschiedenheit müssen die Juristen der Zerstörung der 
völkerrechtlichen Vereinbarungen, die die Kernwaffenrüstung 
zügeln, und der Untergrabung der geltenden Verträge auf 
dem Gebiet der Begrenzung strategischer Offensivwaffen ent­
gegentreten. Die Juristen müssen zur Achtung der allgemein 
verbindlichen Prinzipien und Normen des Völkerrechts, insbe­
sondere der UN-Charta, und zum Abschluß von Vereinbarun­
gen beitragen, die Konfrontation und Gewalt in den zwischen­
staatlichen Beziehungen ausschließen und der Gestaltung eines 
Systems der friedlichen Zusammenarbeit dienen.

Wir begrüßen die beispielgebende erneute Verlängerung 
des einseitigen Teststoppmoratoriums der Sowjetunion, die der 
weltweiten Aktion für die vollständige Einstellung aller Nu­
kleartests als einen dringlichen Schritt, das nukleare Wettrüsten 
zu beenden, Substanz und Ermutigung verleiht

Von unserer Tagung aus versichern wir Ihnen, daß wir, 
geleitet von den Beschlüssen des XI. Parteitages der SED, die 
brüderlichen Beziehungen zu Ihrer Organisation weiter ver­
tiefen und gemeinsam mit Ihnen und den anderen Juristen­
organisationen der sozialistischen Staatengemeinschaft den 
Kampf für Frieden und internationale Sicherheit verstärkt fort­
setzen werden. '

heutigen Aufgaben Kenntnisse, Anregungen und Haltungen 
zu gewinnen. Mehr als bisher sind auch Bildungsformen zu 
entwickeln, die auf die Bedürfnisse der jungen Juristen nach 
Meinungsstreit, geistigem Austausch und kulturellen Erleb­
nissen zugeschnitten sind und von ihnen selbst organisiert 
werden.

Ein wichtiger Gesichtspunkt ist die Förderung der rechts­
wissenschaftlichen Arbeit und ihre Nutzung für die Tätigkeit 
der VdJ. Mit Blick auf die Wissenschaftsaufgaben, die der 
XI. Parteitag beschlossen hat, und beim Aufgreifen der Stand­
punkte, die auf der staats- und rechtswissenschaftlichen Kon­
ferenz im Juni 1985 erarbeitet worden sind, ist die Wissen­
schaft in unserer Zeit ein Qualitätsfaktor der gesellschaftlichen 
Arbeit. Wir knüpfen an diese Zielstellungen an und wollen 
mithelfen, die wissenschaftliche Qualität der juristischen Ar­
beit zu erhöhen, die Praxisbezogenheit rechtswissenschaftli­
cher Arbeit zu fördern, Forschungsergebnisse im Rahmen der 
VdJ zu diskutieren und überhaupt dem wissenschaftlichen 
Meinungsstreit größeren Raum zu geben.

».
ZU keinem Zeitpunkt standen vor .unserer Organisation so 
anspruchsvolle Aufgaben. Wir sind uns gewiß, daß die Kollek­
tive und Funktionäre der VdJ, die diese gesellschaftliche Ar­
beit nach den Maßstäben der Beschlüsse des XI. Parteitages 
der SED zu organisieren und zu leiten haben, die höheren 
Aufgaben in dem Bewußtsein erfüllen werden, daß die Juri­
stenvereinigung unseres Landes unter Führung der SED ihren 
Beitrag bei der weiteren Gestaltung der entwickelten soziali­
stischen Gesellschaft und im Kampf um die Sicherung des 
Friedens leisten wird.

3 Vgl. E. Honecker, Bericht des Zentralkomitees der SED an den 
XI. Parteitag der SED, Berlin 1986, S. 7S.

4 Vgl. E. Honecker, ebenda.


